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Im Zusammenhang mit den Neuerungen bei
der Dividendenbesteuerung aufgrund der
Unternehmenssteuerreform II stellt sich für
den Aktionärsdirektor die Frage, ob er statt
eines Lohnes oder eines Bonus besser eine
Dividende beziehen würde. Neben steuer-
lichen Überlegungen1 stellt sich auch die
Frage, wie die AHV ein solches Verhalten beur-
teilen würde. Das Bundesgericht hat nun in
einem zur Publikation vorgesehenen Entscheid
einige interessante Antworten zu diesem
Themenbereich gegeben.

Die Nidwaldner Praxis als Leitlinie
für das BSV?

Das Bundesamt für Sozialversicherung (BSV)
hat bereits im März mit der AHV-Mitteilung Nr.
2192 kundgetan, dass es sich inskünftig an die
sogenannte «Nidwaldner Lösung» anlehnen
wolle. Das BSV hat eine diesbezügliche
Ergänzung der Wegleitung über den massge-
benden Lohn (WmL) in Aussicht gestellt.
Nach dem Verständnis des BSV liegt ein offen-
sichtliches Missverhältnis zwischen dem dekla-

rierten Lohn und der Dividende grundsätzlich(!)
dann vor, wenn die Dividende eine 15-pro-
zentige Verzinsung des einbezahlten Anteils am
Grund- oder Stammkapital der Gesellschaft
übersteigt. Den diese Limite übersteigenden Teil
will das BSV dem massgebenden Lohn zurech-
nen, dies allerdings nicht unbeschränkt, son-
dern bloss bis zur Höhe eines branchenüb-
lichen Gehalts. Die «Nidwaldner Praxis» hat die
Obergrenze des branchenüblichen Gehaltes auf
CHF 120 000 pro Jahr festgelegt.

Bundesgericht schafft Klarheit

In seinem neuesten Entscheid vom 5. Juni
20083, welchen die II. sozialrechtliche Abtei-
lung des Bundesgerichtes mit geradezu atem-
beraubender Geschwindigkeit aufgrund einer
Beschwerde vom 1. Februar 2008 gefällt hat,
wird ein Fall beurteilt, da ein Verwaltungsrats-
präsident einer Familienholdinggesellschaft für
seine VR-Tätigkeit eine Entschädigung von
jährlich rund CHF 30 000 bezogen hat, wäh-
rend die Bruttodividende für eine 50-Prozent-
Beteiligung CHF 340 000 betragen hat. Die

Ausgleichskasse wollte einen Teil dieser
Dividende bis zu CHF 120 000 als Lohn auf-
rechnen und verabgaben.

Das Bundesgericht hat in seinem Urteil ent-
schieden:
• Dividenden sind grundsätzlich beitragsfreier

Vermögensertrag.
• Es darf kein offensichtliches Missverhältnis

zwischen Arbeitsleistung und Lohn bestehen.
• Es ist im Drittvergleich nach den gesamten

Umständen zu prüfen, ob der Lohn der Ar-
beitsleistung entspricht. Dabei ist der Be-
schäftigungsgrad ebenso zu berücksichtigen
wie die Art der Tätigkeit.

• Auch hohe Dividenden sind zulässig, weil die
Dividende als Kapitalrendite grundsätzlich
von der Arbeitsleistung unabhängig ist.

• Die Situation muss immer aufgrund des kon-
kreten Einzelfalls beurteilt werden; eine sche-
matische Lösung wird abgelehnt und grund-
sätzlich darf von der steuerrechtlichen Be-
trachtungsweise nur in begründeten Aus-
nahmefällen abgewichen werden. Allfällige
Verwaltungsweisungen müssen gesetzes-
und verordnungskonform sein.
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• Die «Nidwaldner Praxis» ist klar gesetzwidrig,
da sie die Angemessenheit der Dividende im
Verhältnis zum Aktienkapital bemisst und
nicht auf eine angemessene Vermögensren-
dite zurückgreift.

Empfehlungen für die Praxis

Das Bundesgericht hat damit einer rein fiska-
listisch motivierten Umqualifizierung von Divi-
denden einen klaren Riegel geschoben. Für die
Praxis heisst das:
• Die Tätigkeit des Aktionärsdirektors muss

angemessen und im Quervergleich auch
haltbar entlöhnt werden. Dabei kann der
Drittvergleich hilfreich sein. Im konkreten Fall
ist ein Honorar für einen Verwaltungsrats-
präsidenten einer Familien-Holding in der
Höhe von CHF 30 000 pro Jahr nicht unan-

gemessen niedrig, da die Holding dem
Halten von Beteiligungen und nicht einer
operativen Tätigkeit dient. Die Entlöhnung
eines operativ tätigen Aktionärsdirektors
muss natürlich entsprechend dem Quer-
vergleich und nach Massgabe des konkreten
wirtschaftlichen Erfolges eine vernünftige
Höhe erreichen (was er ja auch aus Gründen
der Unternehmensbesteuerung und wegen
der beruflichen Vorsorge tun sollte).

• Die Dividende darf eine angemessene Ver-
mögensrendite – bemessen nach dem wirk-
lichen Wert der Aktien und nicht nach dem
Nominalkapital – sein. Wenn insbesondere
weitere, nicht an der Geschäftsführung betei-
ligte Aktionäre im gleichen Ausmass (hohe)
Dividenden erhalten, spricht dies für Ver-
mögensertrag und nicht für Abgeltung von
Arbeit.

• Nicht geäussert hat sich das Bundesgericht
zur Substanzdividende. Es ist aber aufgrund
der Ausführungen anzunehmen, dass Sub-
stanzdividenden grundsätzlich als Vermö-
gensertrag akzeptiert werden; dies muss
auch dann gelten, wenn die laufende Er-
tragslage nur die Auszahlung eines (zu)
geringen Lohnes zulässt.

So hat das Bundesgericht implizit dem Bun-
desamt für Sozialversicherung zu verstehen
gegeben, dass seine Betrachtungsweise zu
überdenken und die voreilig publizierte Wei-
sung dem Papierkorb anzuvertrauen ist. ■

1 vgl. Rabaglio, Unternehmenssteuerreform II: Chancen
und Risiken in der Beratung von KMU, in: TREX
2/2008, S. 78 ff.

2 http://www.sozialversicherungen.admin.ch/
storage/documents/3343/3343_1_de.pdf

3 Urteil 9C_107/2008 
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